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Drucksache IV/ 2732 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. November 1964 

8 — 65304 — 6139/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 77 Abs. 1 Nr. 1 des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) in der zur Zeit 
geltenden Fassung die von der Bundesregierung beschlossene 

Achtundneunzigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1963 
(Zollaussetzungen 1964 — IIL Teil) 

nebst Anlage und Begründung mit der Bitte, die Zustimmung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des 
§ 96 a der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts>Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Aditundneunzigste Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1963 
(Zollaussetzungen 1964 — III. Teil) 


Auf Grund des § 77 Abs, 1 Nr. 1 des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737), zuletzt 
geändert durch das Vierte Gesetz zur Änderung des 
Zollgesetzes vom 9. September 1964 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 805), verordnet die Bundesregierung, nach- 
dem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben worden ist, mit Zustimmung des Bundes- 
tages: 


§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1963 (Bundesgesetzbl. II 
S. 744) in der zur Zeit geltenden Fassung wird nach 
Maßgabe der Anlage geändert. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt IS. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 


§ 3 

Die Änderungen der laufenden Nummern 1 und 2 
der Anlage zu § 1 treten mit Wirkung vom 14. Okto- 
ber 1964 in Kraft. Im übrigen tritt diese Verordnung 
am fünften Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
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Anlage 

(zu § 1) 


Lfd. 

Nr. 

Warenbezeichnung 

Binnen- 
Zollsatz 
^/o des 
Wertes 

Außen-Zollsatz 
®/o des Wertes 

allgemein | ermäßigt 

Nachrictitlicti: *) 
Regelmäßiger 

Binnen- Außen-Zollsatz 

Zollsatz Vo des Wertes 

O/o cl0S 1 

Wertes allgemein [ ermäßigt 

1 1 

1 2 j 

3 1 

4 1 

1 5 1 

i 6 i 

? 1 

1 8 

1 

In der Tarifnr. 28.55 (Phosphide) wird 
folgende Anmerkung angefügt: 








Anmerkung 

Ferrophosphor des Abs. B, in der Zeit 
vom 14. Oktober 1964 bis 31. Dezember 
1964 

frei 

frei 


2,4 

11 

9 

2 

In der Tarifnr. 38.11 (Desinfektions- 
mittel, Insecticide usw.) wird fol- 
gende Anmerkung angefügt: 








3. Herbicide auf der Grundlage von 
2,3-Dichlorallyl-di-isopropyl-thio- 
carbamat oder von 2,3,3-Trichlor- 
allyl-di-isopropyl-thiocarbamat, 
aus Abs. C - II, in der Zeit vom 
14, Oktober 1964 bis 31. Dezember 
1964 


5 


1,5 

12 

10,2 

3 

Die Tarifnr. 44.23 (Bautischler- und 
Zimmermannsarbeiten usw.) wird wie 
folgt geändert: 








a) In Absatz B - II (Fenster und Tü- 
ren) wird in der Spalte 3 der Bin- 
nen-Zollsatz „1,5" geändert in 
„frei". 








b) In Absatz B - III (Parkettafeln) 
wird in der Spalte 3 der Binnen- 
Zollsatz „2" geändert in „frei". 








c) In Absatz B - IV (andere) wird in 
der Spalte 3 der Binnen-Zollsatz 
„1" geändert in „frei". 








*) Die Angaben in den Spalten 6 bis 8 haben nur unterrichtende Bedeutung. Sie sind nicht Gegenstand 
der Beschlußfassung und werden nicht mit der Verordnung verkündet. 
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Begründung 

(Zur Anlage zu § 1) 


Zu Nr. 1 

(1) Der Ministerrat der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft hat mit Entscheidung vom 13. Oktober 
1964 gemäß Artikel 28 des EWG- Vertrages den Zoll- 
satz des Gemeinsamen Zolltarifs der EWG für 

Ferrophosphor mit einem Gehalt an Phosphor von 
15 Gewichtshundertteilen oder mehr 

der Tarifnr. 28.55 - B 
bis zum 31, Dezember 1964 
vollständig ausgesetzt. 

(2) Der entsprechende Außen-Zollsatz des deut- 
schen Zolltarifs ist nunmehr dem bis zum 31. Dezem- 
ber 1964 maßgebenden Zollsatz des Gemeinsamen 
Zolltarifs anzugleichen. 

(3) Den deutschen Hüttenwerken stehen für die 

Herstellung von Roheisen überwiegend nur phos- 
phorarme Eisenerze zur Verfügung. Bei der Verar- 
beitung von phosphorarmen Erzen muß ein zu ge- 
ringer Gehalt an Phosphor durch den Zusatz von 
Phosphorträgern ausgeglichen werden. Es kommt 
hierfür vornehmlich Ferrophosphor in Betracht. Der 
Jahresbedarf der deutschen Hüttenwerke beträgt 
etwa 90 000 bis 100 000 t. Dieser Bedarf kann nur zu 
einem sehr geringen Teil aus der deutschen Erzeu- 
gung oder aus Einfuhren aus den anderen EWG- 
Mitgliedstaaten gedeckt werden. In der Gemein- 

schaft werden jährlich etwa 9000 bis 10 000 t Ferro- 
phosphor hergestellt, und zwar 

in Frankreich etwa 2000 t 

in Italien etwa 1500 t 

in der Bundesrepublik etwa 6000 t. 

Die deutschen Hüttenwerke müssen ihren Bedarf 
an Ferrophosphor zum größten Teil durch Einfuhren 
aus Drittländern (USA) decken. 

(4) Wegen des überaus starken Wettbewerbs- 
druckes, dem die deutschen Hüttenwerke — ebenso 
wie die Hüttenwerke in den anderen EWG-Mit- 
gliedstaaten — durch die Industrie der stahlerzeu- 
genden Drittländer ausgesetzt sind, ist die weitest- 
gehende Senkung des Außen-Zollsatzes für Ferro- 
phosphor erforderlich. Die Angleichung des Außen- 
Zollsatzes ist deshalb — in Anwendung des Arti- 
kels 24 des EWG- Vertrages — derart durchgeführt 
worden, daß sofort die Höhe des derzeitigen Zoll- 
satzes im Gemeinsamen Zolltarif („frei") erreicht ist. 

(5) Die Binnen-Zollsätze dürfen nicht höher sein als 
die zugehörigen Außen-Zollsätze. Der Binnen-Zoll- 
satz der Tarifnr, 28.55 - B mußte deshalb für den 
Zeitraum der Aussetzung des Außen-Zollsatzes 
ebenfalls auf „frei" gesenkt werden. 


Zu Nr. 2 

(1) Der Ministerrat der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft hat mit Entscheidung vom 13. Oktober 
1964 gemäß Artikel 28 des EWG-Vertrages den Zoll- 
satz des Gemeinsamen Zolltarifs der EWG für Her- 
bicide auf der Grundlage von 2,3-Dichlorallyl-di- 
isopropyl-thiocarbamat oder von 2,3,3-Trichlorallyl- 
di-isopropyl-thiocarbamat 

aus Tarifnr. 38.11 -C- II 

bis zum 31. Dezember 1964 

bis auf 5 ^/o des Wertes ausgesetzt. 

(2) Der entsprechende Außen-Zollsatz des deut- 
schen Zolltarifs ist nunmehr dem bis zum 31. Dezem- 
ber 1964 maßgebenden Zollsatz des Gemeinsamen 
Zolltarifs anzugleichen. 

(3) Herbicide auf der Grundlage der o. a. chemi- 
schen Verbindungen werden in der Landwirtschaft 
zur Bekämpfung von Schadgräsern in Rüben-, Ge- 
treide- und anderen Kulturen eingesetzt. Sie werden 
in den EWG-Ländern nicht hergestellt und können 
durch andere Herbicide nicht ersetzt werden. Die 
Einfuhr aus Drittländern ist unumgänglich. Alleinige 
Herstellerfirma ist die Monsanto Chemical Com- 
pany, St. Louis, Missouri/USA, die die Erzeugnisse 
unter der Bezeichnung „Avadex" bzw. „Avadex- 
BW" auf den Markt bringt. 

(4) Ein Zollschutzbedürfnis besteht nicht. Die Bun- 
desregierung hält die weitestgehende Senkung des 
Außen-Zollsatzes für die in Absatz 1 bezeichneten 
Herbicide aus allgemeinwirtschaftlichen Gründen 
für erwünscht. Die Angleichung des Außen-Zollsat- 
zes ist deshalb — in Anwendung des Artikels 24 des 
EWG-Vertrages — derart durchgeführt worden, daß 
sofort die Höhe des derzeitigen Zollsatzes im Ge- 
meinsamen Zolltarif (5 Vo des Wertes) erreicht ist. 

Zu Nr. 3 

(1) Nach Tarifnr. 44.23 - B - 1 sind aus Mitgliedstaa- 
ten der EWG in die Bundesrepublik eingeführte 
„Baracken, Holzhäuser, Schuppen und ähnliche zer- 
legbare Holzkonstruktionen, vollständig oder mit 
ihren wesentlichen Teilen" zollfrei. Die Zollfreiheit 
gilt auch dann, wenn diese Waren zerlegt ein- 
gehen und die verschiedenen Teile zusammen 
zur Abfertigung gestellt werden (Vorschrift 2 zu 
Kapitel 44). Gehen dagegen die oben aufgeführten 
Holzkonstruktionen (zerlegt) in Teilsendun- 
gen ein, werden also in den Sendungen nur Einzel- 
teile zur Abfertigung gestellt, so sind diese Teile 
nach ihrer Beschaffenheit zu tarifieren. 
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(2) Bei der Einfuhr der o. a. Holzkonstruktionen 
in Teilsendungen unterliegen die einzelnen Teile, 
soweit es sich um Bautischler- und Zimmermanns- 
arbeiten handelt, folgenden Binnen-Zollsätzen: 

Fenster und Türen 
Tarifnr. 44.23 -B- II: 1,5 Vo, 


1. Baracken, Holzhäuser 
usw., 

2. Fenster und Türen, 

3. Parkettafeln, 

4. andere, 


Absatz B - 1: rd. 34 v. H. 
Absatz B- II: rd. 74 v. H. 
Absatz B-III: rd. 16v. H. 
Absatz B - IV: rd. 20 v. H. 


Parkettafeln 

Tarifnr. 44.23 -B-III: 2 Vo, 

andere (z. B. Giebelwände) 

Tarifnr. 44.23 -B- IV: 1 Vo. 

Die Abfertigung in Teilsendungen führt also zu 
einer Erhöhung der Binnen-Zollbelastung. Bei der 
Einfuhr aus Drittländern ist die Zollsatzlage umge- 
kehrt. Die Abfertigung in Teilsendungen und die 
Tarifierung der Einzelteile nach ihrer Beschaffenheit 
führt zu einer günstigeren Zollbehandlung. 

(3) Die Mitgliedstaaten der EWG haben einen be- 
trächtlichen Anteil an der Einfuhr von Waren der 
Tarifnr. 44.23 - B in die Bundesrepublik: 


(4) Vor allem werden vorgefertigte Holzhäuser in 
der Regel in Teilsendungen eingeführt. Es ist wirt- 
schaftlich erwünscht, die Einfuhr in Teilsen- 
dungen der Einfuhr in einer Sendung zollsatz- 
mäßig gleichzustellen. Für die Waren der Tarifnr. 
44.23 - B - II, B - III und B - IV wird deshalb bei der 
Einfuhr aus EWG-Ländern die Zollfreiheit einge- 
führt. Es handelt sich um Aussetzungen im Sinne 
des Artikels 15 Abs. 1 des EWG-Vertrages. Die 
Gleichstellung bei der Einfuhr aus Drittländern ist 
nicht möglich, da die derzeitigen Außen-Zollsätze 
zum Teil noch unter den Zollsätzen des Gemein- 
samen Zolltarifs der EWG liegen, also „nach oben" 
anzugleichen sind. 
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